
Mitglieder, die aus den fortschrittlichsten Werktätigen 
bestehen, setzen sich dafür ein, daß unser sozialistischer 
Aufbau nicht gestört wird. Sie erfüllen damit ein großes 
Werk, für das sie in erheblichem Umfang ihre Freizeit 
zur Verfügung stellen. Es ist daher auch die Pflicht der 
Gerichte des Arbeiter-und-Bauern-Staates, diese Ange­
hörigen der Kampfgruppen ganz besonders vor An­
griffen und vor Beleidigungen zu schützen. Die Kampf­
gruppen sind ein Teil unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates geworden und den, der sich gegen sie stellt und 
sie in der Öffentlichkeit verächtlich macht, muß die 
ganze Härte des Gesetzes treffen.

Familienrecht
§ 11 EheVerfO; § 19 EheVO; §§ 99 Abs. 1, 97 ZPO.
1. Die Höhe des Unterhalts ist von dem Lebensbedarf 

des Unterhaltsberechtigten und von der Leistungsfähig­
keit des Unterhaltspflichtigen abhängig. Beide Voraus­
setzungen bedürfen einer eingehenden Prüfung, die sich 
nicht durch abstrakte Berechnungsmethoden ersetzen 
läßt.

2. Zur Frage der Kostenentscheidung im Eheverfahren.
KG, Urt. vom 25. April 1957 - Zz 10/57.

Das Stadtbezirksgericht hat die Ehe der Parteien am 
18. April 1956 geschieden und das Sorgerecht über das ge­
meinsame minderjährige Kind der Verklagten übertragen. Der 
Kläger wurde verurteilt, der am 13. Mai 1953 geborenen Tochter 
Catarina monatlich 150 DM Unterhalt auf ein bei der Spar­
kasse der Stadt Berlin einzurichtendes Konto zu zahlen., In 
dem Urteil wurden die Kosten des Rechtsstreits beiden Par­
teien je zur Hälfte auf erlegt. Durch gesonderten Beschluß 
gleichen Datums wurde eine Hausratsverteilung vorgenommen.

Der Kläger legte gegen dieses Urteil in beschränktem 
Umfang Berufung ein und begehrte die Übertragung des 

• Sorgerechts an sich sowie eine Verurteilung der Verklagten in 
sämtliche Kosten. Das Stadtgericht wies die Berufung zurück. 
Die Kosten wurden nach § 97 ZPO dem Kläger auferlegt.

Der Präsident des Kammergerichts von Groß-Berlin hat die 
Kassation des Urteils des Stadtbezirksgerichts wegen der Un­
terhaltsentscheidung und die Kassation des Urteils des Stadt­
gerichts wegen der Kostenentscheidung beantragt. Der Antrag 
hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Ürteil des Stadtbezirksgerichts verletzt § 11 

EheVerfO, das Urteil des Stadtgerichts verletzt § 19 
EheVO und § 99 Abs. 1 ZPO.

Das Urteil des Stadtbezirksgerichts enthält in seinen 
Gründen zur Unterhaltsentscheidung lediglich folgende 
Ausführungen: „Mit Rücksicht auf den Lebensstandard 
beider Eltemteile erscheint die Unterhaltszahlung von 
150 DM auf ein Sonderkonto auf den Namen des Kindes 
angemessen“. Die angeführte Begründung stützt sich aus­
schließlich auf die im Tatbestand des Urteils getroffene 
Feststellung, daß der Kläger ein Einkommen von 
900 DM, die Verklagte von 1500 DM monatlich haben. 
Auch aus den Verhandlungsprotokollen ergibt sich nicht, 
daß sich die Parteien über die Höhe des Unterhalts er­
klärt haben. Die summarische Begründung der Unter­
haltsentscheidung läßt erkennen, daß das Gericht seiner 
Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts zur Bemessung 
der Höhe des Unterhalts nicht nach gekommen ist. Nach 
§ 11 EheVerfO hat das Gericht im Zusammenwirken 
mit den Parteien den Sachverhalt aufzuklären und zu 
diesem Zweck alle für die Entscheidung erheblichen 
Umstände zu berücksichtigen, ohne dabei an die Sach- 
vorträge der Parteien oder die von ihnen angegebenen 
Beweismittel gebunden zu sein. Dazu gehört nicht nur 
die Ermittlung des Einkommens der Unterhaltspflichti­
gen. Dieser Weg würde zu schematischen Berechnungs­
methoden führen, die eine Berücksichtigung der Be­
sonderheiten des einzelnen Falles nicht zulassen und da­
mit dem Wesen des Unterhaltsanspruches und seinen 
gesetzlichen Voraussetzungen widersprechen. Die Höhe 
eines Unterhaltsanspruchs ist in jedem Fall von dem 
Lebensbedarf des Unterhalts berechtigten und von der 
Leistungsfähigkeit der Unterhaltspflichtigen, die sich 

' nicht nur aus ihrem Einkommen, sondern aus der Ge­
samtheit ihrer Lebensverhältnisse ergibt, abhängig. 
Beide Voraussetzungen bedürfen einer eingehenden, 
konkreten Überprüfung, die sich nicht durch abstrakte 
Berechnungsmethoden, gleich welcher Art, ersetzen läßt. 
Dieser Grundsatz ist nicht nur in der Literatur (vgl. 
S u c h i n N J  1955 S. 276 ff., N a t h an in NJ 1957 S. 173,

Bericht in NJ 1957 S. 235), sondern auch in mehre­
ren Entscheidungen des Obersten Gerichts der DDR und 
des Kammergerichts von Groß-Berlin ausgesprochen 
worden (vgl. OG, Urt. vom 24. August 1953 in NJ 1953 
S. 620; Urt. vom 12. Oktober 1953 in NJ 1953 S. 751; Urt. 
vom 12. Februar 1954 in NJ 1954 S. 178).

Die unzureichende Aufklärung der Grundlagen für 
die Bemessung des Unterhalts (Leistungsfähigkeit der 
Eltern, Bedürfnisse des Kindes) erlaubt dem Senat nicht, 
darüber zu urteilen, ob der Unterhalt der Höhe nach 
richtig festgelegt wurde. Einerseits lassen die guten 
Lebens- und Einkommensverhältnisse d.er Eltern des 
unterhaltsberechtigten Kindes die Möglichkeit auch auf 
einen höheren Unterhaltssatz offen, andererseits könnten 
die Bedürfnisse des dreijährigen Kindes unter Umstän­
den unter dem ausgesprochenen Unterhaltssatz liegen.

Der Kassationsantrag enthält auch den Hinweis, daß 
im vorliegenden Fall zu prüfen sei, ob von der Verklag­
ten in Anbetracht ihres hohen Einkommens ein finan­
zieller Beitrag erwartet werden kann.

Es trifft zwar zu, daß eine derartige Prüfung immer 
dann notwendig ist, wenn, wie S u c h in NJ 1955 S. 278 
ausführt, das Einkommen des anderen zur Befriedigung 
des Lebensibedarfs des Kindes in Geld nicht ausreicht 
wie auch dann, wenn der sorgeberechtigte Elternteil ein 
wesentlich höheres Einkommen als der andere hat. Das 
höhere Einkommen des sorgeberechtigten Eltemteils 
zieht aber nicht automatisch die Verpflichtung nach sich, 
einen finanziellen Beitrag zum Unterhalt des Kindes in 
der Form zu leisten, daß sich dadurch der an sich zu 
leistende Unterhalt des anderen Elternteils ermäßigt. 
Im vorliegenden Fall hat die Verklagte zwar ein höhe­
res Einkommen als der Kläger. Wegen ihrer beruflichen 
Tätigkeit als Opernsängerin hat sie aber auch beson­
dere Aufwendungen zur Pflege und Wartung des Kindes. 
Es ist ihr-insbesondere zuzubilligen, daß sie sich einer 
Hilfskraft bedient, wie das aus ihrer Erklärung vom 
7. September 1956 vor dem Stadtgericht hervorgeht. 
Dadurch leistet sie entsprechend ihrem höheren Ein­
kommen einen höheren Unterhaltsbeitrag für das ge­
meinschaftliche Kind.

Das Stadtbezirksgericht wird also aufzuklären haben, 
wie hoch die Bedürfnisse des Kindes in Geld zu be­
messen sind. Zu diesem Zweck wird es die Verklagte 
veranlassen müssen, Erklärungen darüber abzugeben, 
welche Aufwendungen für das Kind gemacht werden 
und einzelne, den Lebensstandard bestimmende Aus­
gaben wie Miete, Ausgaben für eine Haushaltshilfe usw. 
zu belegen. Bei der Bemessung der Höhe des Unterhalts 
wird das Gericht aber auch zu berücksichtigen haben, 
daß der Unterhaltsbedarf eines Kindes mit zunehmen­
dem Alter wächst. Um nicht zu fortgesetzten Abände­
rungsklagen gezwungen zu sein, wird das Kind einen 
solchen Unterhalt erhalten müssen, der auf einen durch­
schnittlichen Bedarf einer längeren Lebensperiode zu­
geschnitten ist. Nicht anders sind die Ausführungen 
von E g g e r s - L o r e n z  in NJ 1954 S. 173 zu ver­
stehen, wenn sie zutreffend darauf hinweist, daß der 
Bedarf eines vierjährigen Kindes erheblich geringer ist 
als der eines vierzehn- bis achtzehnjährigen.

D'ie Entscheidung des Stadtbezirksgerichts ist aber 
auch insoweit zu beanstanden, als sie einen bestimm­
ten Zahlungsmodus festlegt, obwohl das Gesetz einen 
solchen nicht vorsieht. Das BGB schreibt nicht vor, daß 
der Schuldner in einer bestimmten Art und Weise 
zahlen muß. § 270 BGB legt lediglich fest, daß der 
Schuldner Geld im Zweifel an den Wohnsitz des Gläu­
bigers übermitteln muß. Ob er das Geld persönlich 
überbringt, mit der Post überweist oder irgendwie 
anders übermittelt, liegt in seinem freien Ermessen. 
Allerdings kann zwischen den Parteien eine bestimmte 
Art und Weise der Zahlung bindend vereinbart werden. 
Aus den Akten ist jedoch nicht ersichtlich, daß der 
Kläger der Zahlung auf ein Bankkonto zugestimmt und 
den Anspruch mit dieser Maßgabe anerkannt hat. Das 
Stadtbezirksgericht wird daher in seiner erneuten Ent­
scheidung auch diesen Mangel des Urteils vom 18. April 
1956 zu korrigieren haben.

Einen weiteren Fehler hat das Stadtbezirksgericht 
mit seiner Kostenentscheidung begangen. Es hat die 
Parteien verurteilt, die Kosten des Rechtsstreits je zur
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